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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/4083 — 


Anerkennung der Übertragung der Wohnungsbauförderungsanstalt 
des Landes Nordrhein-Westfalen auf die Westdeutsche Landesbank 
durch das Bundesaufsichtsannt für das Kreditwesen 


Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen hat die Übertragung der 
Wohnungsbauförderungsanstalt (WFA) des Landes Nordrhein-West- 
falen auf die Westdeutsche Landesbank als zusätzliches haftendes 
Eigenkapital von 4 Mrd. DM anerkannt. 

Das vom Deutschen Bundestag vor kurzem verabschiedete Kreditwirt- 
schaftsgesetz schreibt vor, daß die Aktiva einer Bank, zu denen auch 
Firmenbeteiligungen zählen, die haftenden Eigenmittel nicht über- 
steigen dürfen. 


Vorbemerkung 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat durch das Gesetz zur Rege- 
lung der Wohnungsbauförderung vom 18. Dezember 1991 - 
GVB1. NW S. 561 — das Vermögen der Wohnungsbauförderungs- 
anstalt des Landes Nordrhein-Westfalen (WFA) auf die Westdeut- 
sche Landesbank (WestLB) übertragen. Die Übertragung hat be- 
wirkt, daß die Aktiva und Passiva der WFA auf die WestLB über- 
gegangen und künftig von dieser in ihrer Bilanz auszuweisen 
sind. Der Überhang der Aktiva über die Passiva, der mit dem 
Begriff „Vermögen" gemeint ist, ist in Gestalt einer Sonderrück- 
lage zu passivieren. Diese Sonderrücklage hat das Bundesauf- 
sichtsamt durch seine Entscheidung als haftendes Eigenkapital im 
Sinne von § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen (KWG) anerkannt. Der Übertragungsakt hat hingegen 
nicht zu einer Beteiligung der WestLB an der WFA geführt, auf die 
die Vorschrift des § 12 KWG über die Beschränkung bestimmter 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 
27. Januar 1993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype ~ den Fragetext. 



Drucksache 12/4234 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Anlagen, darunter Anteilsbesitz an anderen Unternehmen, auf 
den Betrag des haftenden Eigenkapitals anwendbar wäre. 


1. Teilt die Bundesregierung die in der Entscheidung des Bundesauf- 
sichtsamts für das Kreditwesen zum Ausdruck gekommene Auffas- 
sung, daß das Vermögen der Wohnungsbauförderungs anstatt des 
Landes Nordrhein-Westfalen als haftendes Eigenkapital mit der 
Folge anzuerkennen ist, daß sich das haftende Eigenkapital der 
Westdeutschen Landesbank um 4 Mrd. DM auf 9,2 Mrd. DM erhöht? 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesaufsichts- 
amtes für das Kreditwesen, daß sich das haftende Eigenkapital 
der WestLB durch die in der Vorbemerkung genannte Rücklage 
um 4 Mrd. DM erhöht hat. 


2. Was spricht aus Sicht der Bundesregierung dafür, in Kenntnis der 
Novelle des Gesetzes über das Kreditwesen das Vermögen der Woh- 
nungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen nicht 
zu den Aktiva der Westdeutschen Landesbank, sondern zum haften- 
den Eigenkapital zu zählen? 


Die Aktiva der bisherigen WFA (überwiegend Forderungen aus 
Wohnungsbaudarlehen) sind künftig Teil der Aktiva der WestLB, 
Ein Vermögenszuwachs ist bei der WestLB jedoch nur in Höhe der 
erworbenen Aktiva abzüglich der übernommenen Verbindlich- 
keiten eingetreten. Demgemäß ist auch nur der als Sonderrück- 
lage in die Bilanz einzustellende Unterschiedsbetrag als Verstär- 
kung des haftenden Eigenkapitals anzusehen und nicht etwa der 
Gesamtbetrag aller übernommenen Aktiva. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Anerkennung des Vermögens 
der Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-West- 
falen als haftendes Eigenkapital der Westdeutschen Landesbänk 
hinsichtlich dessen Verwendbarkeit für die Gläubiger z.B. im Falle 
eines Konkurses? 


Nach den landesrechtlichen Vorschriften erfüllt die Sonderrück- 
lage die für haftendes Eigenkapital wesensnotwendige Haftungs- 
funktion. Die der Sonderrücklage gegenüberstehenden Aktiva 
sind zwar weiterhin vorrangig für Zwecke der Wohnungsbauför- 
derung zu verwenden. 

Dies schließt indessen nicht aus, daß sie im Bedarfsfall zur Ab- 
deckung von Verlusten und zur Befriedigung aller Gläubiger ver- 
wertet werden können. Dies gilt auch für den Fall des Konkurses. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein von Privatbanken in Auf- 
trag gegebenes Rechtsgutachten zu dem Schluß kam, das Vermögen 
der Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-West- 
falen dürfe nicht als zusätzliches haftendes Eigenkapital anerkannt 
werden? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Anerkennungsfähig- 
keit des Vermögenszuwachses als haftendes Eigenkapital in 
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einem von Privatbanken in Auftrag gegebenen Gutachten ver- 
neint wird. Ein von der WestLB in Auftrag gegebenes Rechtsgut- 
achten ist zum gegenteiligen Ergebnis gelangt. Das Bundesauf- 
sichtsamt hat beide Gutachten berücksichtigt und zusätzlich eine 
Prüfung des Übertragungsvorgangs nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 KWG 
angeordnet. Seine Entscheidung stützt sich maßgeblich auf das 
Ergebnis dieser Prüfung. 


5. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß diese Entscheidung 
des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen Wettbewerbs - 
verzerrende Folgen haben wird? 


Die Möglichkeit, sich Eigenkapital zu beschaffen, war schon bis- 
her nicht bei allen Gruppen von Kreditinstituten gleichermaßen 
gegeben. So beklagen die öffentlichen Banken, sich im Unter- 
schied zu den privaten Banken Eigenkapital nicht auf dem Kapi- 
talmarkt beschaffen zu können. Für die Beschaffung von Kern- 
kapital gilt dies auch weiterhin. Die Eigentümer der öffentlichen 
Banken versuchen jetzt offenbar, den von ihnen als Wettbewerbs- 
nachteil empfundenen Mangel an Beschaffungsmöglichkeiten am 
Kapitalmarkt dadurch auszugleichen, daß sie landes- und kom- 
munaleigenes Vermögen als Sacheinlagen in ihre Banken ein- 
bringen. 
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